
13. September 2024

Sicherheitspaket im Fokus:
Menschenrechte vs. Staatsinteressen in

Berlin
Entdecken Sie die Stellungnahme des Deutschen Instituts

für Menschenrechte zur Bundestagsdebatte über das
&quot;Sicherheitspaket&quot;. Der Artikel beleuchtet die

kritischen Aspekte des Gesetzentwurfs, der
Verschärfungen im Migrationsrecht vorsieht, und betont

die Notwendigkeit, Menschenrechte und
Rechtsstaatlichkeit auch im Kampf gegen Terrorismus zu
wahren. Erfahren Sie mehr über die Herausforderungen

und Risiken, die diese Maßnahmen für die demokratische
Grundordnung in Deutschland mit sich bringen.

Diskussion über Menschenrechte im
Kontext des neuen Sicherheitspakets

In der heutigen Bundestagsdebatte stand der Gesetzentwurf
zum sogenannten „Sicherheitspaket“ auf der Agenda, der



weitreichende Änderungen im Migrationsrecht vorsieht. Inmitten
dieser Diskussion äußerte das Deutsche Institut für
Menschenrechte Bedenken hinsichtlich der Kompatibilität dieser
Maßnahmen mit den geltenden menschenrechtlichen Standards.

Die Bundesregierung sieht in ihrem Entwurf eine Notwendigkeit,
die Sicherheit im Land zu erhöhen und terroristische Gefahren
zu bekämpfen. Diese Maßnahmen zielen darauf ab, die
freiheitlich-demokratische Grundordnung und ein friedliches
Zusammenleben in Deutschland aufrechtzuerhalten. Doch birgt
der Gesetzesentwurf auch Risiken für die Rechte von
Flüchtlingen und Migranten.

Das Menschenrechtsinstitut hebt hervor, dass die unantastbare
Würde des Menschen, laut Artikel 1 des Grundgesetzes, für alle
gilt, unabhängig von ihrer Herkunft oder ihrem
Aufenthaltsstatus. Diese grundlegende Auffassung steht jedoch
im Konflikt mit einigen Vorschlägen im Sicherheitspaket, die die
Rechte von Schutzsuchenden gefährden könnten. Experten
befürchten, dass nötige Maßnahmen zur Gefahrenabwehr in eine
unzulässige Einschränkung der Menschenrechte umschlagen
könnten.

Durch das Sicherheitspaket könnte ein gefährlicher
Präzedenzfall geschaffen werden, der nicht nur die Rechte von
Flüchtlingen betrifft, sondern auch die Wahrung der
Rechtsstaatlichkeit insgesamt infrage stellt. Es ist daher
unabdingbar, dass gesetzliche Regelungen die Menschenrechte
respektieren, um das Vertrauen in die staatlichen Institutionen
zu wahren und eine gesunde Grundlage für das Zusammenleben
aller Bürger zu fördern.

Diese Thematik ist von großer Bedeutung, nicht nur für die
direkt betroffenen Flüchtlinge, sondern auch für die gesamte
Gesellschaft. Die Reflexion über den Umgang mit Sicherheit und
Menschenrechten könnte langfristige Auswirkungen auf das
gesellschaftliche Klima und den politischen Diskurs über
Migration in Deutschland haben.



Zusammenfassend ist der heutige Austausch im Bundestag ein
wichtiger und notwendiger Schritt, um die Balance zwischen
innerer Sicherheit und den Menschenrechten zu bewahren. Es
bleibt zu hoffen, dass die Gesetzgeber die Stimme der
Menschenrechtsorganisationen ernst nehmen und Wege finden,
die Sicherheit des Landes zu gewährleisten, ohne die
fundamentalen Rechte aller Menschen zu untergraben.

Weitere Informationen: Deutsches Institut für
Menschenrechte (2024): Stellungnahme zum Entwurf eines
Gesetzes zur Verbesserung der inneren Sicherheit und des
Asylsystems. Berlin.
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